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I Entscheidung

Genehmigung nach § 16 Bundes-Immissionsschutzgesetz (BImSchG)

1 Auf der Grundlage der §§6,10 und 16 Abs. 1 BImSchG i. V. mit der Nr. 1.2.2.2 (V), 1.16 (V),

8.6.3.1 (G/E), 9.1.1.2 (V) und 9.36 (V) des Anhangs 1 der Verordnung über genehmigungs­

bedürftige Anlagen (4. BImSchV) und Art. 10 der Richtlinie 2010/75/EU über Industrieemis­

sionen (lE-Richtlinie) wird auf Antrag der

BioEnergie Beetzendorf GmbH 
Audorfer Weg 2b 

38489 Beetzendorf

vom 26.07.2022 (Posteingang am 28.07.2022) sowie den Ergänzungen, letztmalig vom 

30.11.2023, unbeschadet der behördlichen Entscheidungen, die nach § 13 BImSchG nicht 

von der Genehmigung eingeschlossen werden, sowie unbeschadet der auf besonderen Ti­

teln beruhenden Ansprüche Dritter die immissionsschutzrechtliche Genehmigung für die 

wesentliche Änderung der

Biogasanlage am Standort Beetzendorf

hier: Erneuerung der Gaslagerdächer aller Fermenter und Gärrestspeicher, Anpassung 

der Inputstoffe auf 153,5 t/d für die Gesamtanlage sowie Errichtung einer Lagune zur La­

gerung von Rübehwaschwasser

bestehend aus folgenden und zu ändernden Betriebseinheiten (BE);

BE 10

• 10.01 Pufferung und Substratzufuhr

® 10.02 Fermentation

• 10,03 Kondensatabscheidung

• 10.04 Steuerung/Prozessleitung

BE 20

• 20.01 Biogaslagerung 

BE 30

• 30.01 Gasverwertung 

BE 40

• 40.01 Gasaufbereitung 

BE 50

• 50.01 Lagerung flüssiger Gülle

• 50.02 Lagerung fester Gülle (HTK/Putenmist)

BE 60

• 60.01 Gärrestlagerung 

BE 70

• Annahme, Aufbereitung und Lagerung nachwachsender Rohstoffe
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auf den Grundstücken in 38489 Beetzendorf,

Gemarkung: Beetzendorf,

Flur; 4 Flurstücke: 209,265,206,11/1,11/2,673/9

erteilt.

2 Die Genehmigung schließt andere, die Anlage betreffende behördliche Entscheidungen im 

Rahmen des § 13 BImSchG ein, insbesondere

• die baurechtliche Genehmigung nach § 71 Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt 

(BauO LSA) und

• die denkmalrechtliche Genehmigung nach § 14 Abs. 2 des Denkmalschutzgesetz des 

Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA)

3 Die Genehmigung wird gemäß § 12 Abs. 2 a Satz 1 BImSchG i. V, mit § 71 Abs. 3 Satz 1 

BauO LSA unter dem Vorbehalt der nachträglichen Aufnahme von Auflagen erteilt, deren 

Notwendigkeit sich aus dem Ergebnis möglicher archäologischer Funde und Befunde wäh­

rend der Bauarbeiten ergeben können.

4 Mit der Genehmigung wird gemäß § 13 BImSchG die Abweichung von den Vorschriften des 

§ 6 Abs. 3 BauO LSA, die Abstandsflächen von:

• des Gebäudes Technik BA2 und des Fermenters BGA II betreffend, 

gemäß § 66 Abs. 1 BauO LSA, gestattet.

5 Die Genehmigung ergeht unter der aufschiebenden Bedingung, dass mit der Bauausfüh­

rung der Lagune, erst begonnen werden darf, wenn:

• sichergestellt ist, dass bei allen Eingriffen unter Oberkante Gelände auftretende archäo­

logische Befunde und Funde fachgerecht dokumentiert werden.

6 Die Nebenbestimmung in Abschnitt III unter Nr. 6.1 des Genehmigungsbescheides vom 

05.12.2013 (Az.: 402.3.1-44008/13/21) wird aufgehoben.

Die Nebenbestimmung in Abschnitt III unter Nr. 3.1 des Genehmigungsbescheides vom 

29.06.2015 (Az.: 402.2.7-44008/14/76) wird aufgehoben.

7 Die Genehmigung ist an die Nebenbestimmungen im Abschnitt III dieses Bescheides 

gebunden.

8 Die Genehmigung erlischt, sofern nicht innerhalb von drei Jahren nach Bestandskraft des 

Bescheides gegenüber der Antragstellerin mit dem Betrieb der geänderten Anlage 

begonnen wird.

9 Die Kosten des Verfahrens trägt die Antragstellerin,
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II Antragsunterlagen

Dieser Genehmigung liegen die in Anlage 1 genannten Unterlagen und Pläne zu Grunde, 

die Bestandteil dieses Bescheides sind.

III Nebenbestimmungen

1 Allgemeines

1.1 Die Nebenbestimmungen der bisher erteilten immissionsschutzrechtlichen Genehmigungen 

für die Biogasanlage am Standort Beetzendorf behalten insoweit ihre Gültigkeit, als sie zwi­

schenzeitlich nicht geändert oder aufgehoben oder im Folgenden keine Änderungen getrof­

fen werden.

1.2 Die Biogasanlage ist entsprechend den vorgelegten und unter Anlage 1 genannten Unterla­

gen zu ändern und zu betreiben, sofern im Folgenden keine abweichenden Regelungen ge­

troffen werden.

1.3 Das Original oder eine beglaubigte Abschrift des bestandskräftigen Bescheides ist am Be­

triebsort aufzubewahren und den Überwachungsbehörden auf Verlangen vorzulegen.

1.4 Die Aufnahme des Betriebes der geänderten Anlage ist den Überwachungsbehörden min­

destens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen,

1.5 Über Betriebsanweisungen sind geeignete Maßnahmen zum Umgang bei von den normalen 

Betriebsbedingungen abweichenden Bedingungen, wie

• das An- und Abfahren der Anlage,

• Störungen,

• das kurzzeitige Abfahren der Anlage sowie

• das unbeabsichtigte Austreten von Stoffen,

festzulegen.

Das Personal ist darüber regelmäßig und nachweislich zu unterweisen.

1.6 Alle unter III Nr. 1.5 genannten Dokumentationen und im Zuge von Wartungen/ Prüfungen 

erstellten Protokolle sind, bezogen auf den jeweils letzten Eintrag, fünf Jahre aufzubewahren 

und der zuständigen Überwachungsbehörde auf Verlangen vorzulegen.

1.7 Erforderliche Prüfungen an der Anlage i. S. der betrieblichen Eigenüberwachung dürfen nur 

durch nachweislich befähigtes Personal durchgeführt werden.

1.8 Bei einem Wechsel des Entsorgungsweges von Abfällen, die beim Betrieb der Anlage anfal­

len und die aus der Anlage verbracht werden müssen, ist dies der zuständigen Immissions­

schutzbehörde, verbunden mit den dafür erforderlichen Unterlagen, schriftlich zeitnah anzu­

zeigen. Die Form der Mitteilung kann frei gewählt werden, solange sie für die zuständige 

Behörde nachvollziehbar ist,

1.9 Der zuständigen Immissionsschutzbehörde sind Änderungen der Person, welche die Pflich­

ten der Betreiberin der genehmigungsbedürftigen Anlage wahrnimmt, umgehend auf Grund­

lage von § 52b BImSchG mitzuteilen. Im Rahmen der Mitteilung der Betriebsorganisation ist 

außerdem anzugeben, auf welche Weise sichergestellt ist, dass die dem Schutz vor schäd-
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liehen Umwelteinwirkungen und vor sonstigen Gefahren, erheblichen Nachteilen und erheb­

lichen Belästigungen dienenden Vorschriften und Anordnungen beim Betrieb beachtet wer­

den.

2 Brandschutz

2.1 Die eingereichten Unterlagen zum Brandschutz sind voll inhaltlich umzusetzen. Die in der 

Brandschutzdokumentation getroffenen Empfehlungen und Vorschläge sind auszuführen.

2.2 Für die Löschwasserentnahmestelle auf dem Betriebsgelände, sind die Vorgaben der DIN 

14220 „Löschwasserbrunnen" und der DIN 14244 "Löschwasser-Sauganschlusses" zu be­

achten bzw. umzusetzen. Vor dem Löschwasserbrunnen des Betriebsgeländes ist eine Feu­

erwehrbewegungsfläche nach der in Sachsen Anhalt gültigen "Richtlinie über Flächen für 

die Feuerwehr" zu errichten bzw. zu kennzeichnen und freizuhalten.

2.3 Das vorhandene Feuerwehrschlüsselrohrdepot ist auf Aktualität in Bezug auf das Vorhan­

densein bzw. die hinterlegte Schließung in Abstimmung mit der zuständigen Brandschutz­

dienststelle des Altmarkkreis Salzwedel bis zur Inbetriebnahme zu prüfen.

2.4 Die Richtlinie über „Flächen für die Feuerwehr" ist A/ollumfänglich für alle Zufahrtsflächen 

bzw. Umfahrungsflächen umzusetzen. Zu- oder Durchfahrten für die Feuerwehr, Aufstellflä­

chen und Bewegungsflächen sind so zu befestigen, dass sie von Feuerwehrfahrzeugen mit 

einer Achslast bis zu 101 und einem zulässigen Gesamtgewicht bis zu 16 t befahren werden 

können. Diese Zufahrtswege, sowie Aufstell- und Bewegungsflächen, sind für die Feuerwehr 

ständig freizuhalten und entsprechend zu kennzeichnen.

2.5 Der für das gesamte Betriebsgelände vorhandene Feuerwehrplan ist entsprechend nach 

DIN 14095 in Abstimmung mit der zuständigen Brandschutzdienststelle des Landkreises bis 

zur Inbetriebnahme zu aktualisieren.

2.6 Das für die Anlage vorhandene Explosionsschutzdokument ist bis zur Inbetriebnahme fort­

zuschreiben.

3 Denkmalschutz

3.1 Die Beobachtung der Eingriffe unter Oberkante Gelände, die Freilegung und Dokumentation 

ggf. auftretender archäologischer Funde und Befunde sind baubegleitend durch das Lan­

desamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt durchzuführen. Die Kontaktauf­

nahme mit dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen-Anhalt (LDA) ist 

auf dem Merkblatt (ANLAGE 2) schriftlich nachzuweisen. Das Merkblatt ist mit der Anzeige 

des Baubeginns der zuständigen Denkmalschutz- und Baubehörde des Landkreises vorzu­

legen.

3.2 Die archäologischen Funde und Befunde sind durch wissenschaftlich anerkannte archäolo­

gische, ggf. naturwissenschaftliche Untersuchungsmethoden in ihrer Stratigraphie zu be­

schreiben und zu dokumentieren (z.B. zeichnerisch und fotografisch). Dieses ist durch die 

Antragstellerin zu veranlassen. Im Anschluss daran sind die Funde archäologisch qualifiziert 

zu bergen. Die geborgenen Funde sind der restauratorischen Archivierung zuzuführen. Nach 

Abschluss der Untersuchung ist ein Fundbericht (siehe unter Punkt ANLAGE 2) zu erstellen 

und der zuständigen Denkmalschutzbehörde des Landkreises zu übergeben. Die Kosten 

trägt der Veranlasser der Maßnahme.
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3.3 Das auf der Baustelle einzusetzende Personal, wie Maschinenführer, Bauarbeiter usw. ist 

vor Beginn der Ausführung der Erdarbeiten auf das mögliche Vorhandensein historisch wert­

voller Funde und Befunde aufmerksam zu machen. Diese Belehrung (siehe ANLAGE 3 

Merkblatt-Bodenfunde) ist der zuständigen Denkmalschutzbehörde des Landkreises schrift­

lich zu bestätigen und vor Baubeginn vorzulegen.

4 Immissionsschutz

4.1 Anlaqenbezoqener Immissionsschutz

Einsatzstoffe

4.1.1. Die folgenden Einsatzstoffe sind unter der Gewährleistung einer hydraulischen Verweilzeit 

im gasdichten System von 150 Tagen für die Erzeugung von Biogas in der Biogasanlage I 

zulässig (insgesamt maximal 17.032 t/a bzw. maximal 46,7 t/d):

Inoutstoffe Menqe pro Jahr Menqe pro Taq

Rinder- und Schweinegülle 5.993 t/a 16,4 t/d

l
Mais- und Ganzpflanzensilage 9.548 t/a 26,2 t/d

Zuckerrübenmus 2,3 t/d

Grassilage 660 t/a 1,8 t/d

4.1.2. Die folgenden Einsatzstoffe sind unter der Gewährleistung einer hydraulischen Verweilzeit 

im gasdichten System von 150 Tagen für die Erzeugung von Biogas in der Biogasanlage II 

zulässig (insgesamt 38.992 t/a bzw. 106,8 t/d):

Inputstoffe Menge pro Jahr Menge pro Tag

Rinder- und Schweinegülle 1.720 t/a 4,7 t/d

Hühnertrockenkot (HTK) 550 t/a 1,5 t/d

Mais- und Ganzpflanzensilage 16.409 t/a 45,0 t/d

Zuckerrübenmus 16.478 t/a 45,1 t/d

Grassilage 3.835 t/a 10,5 t/d

4.1.3. Die maximal produzierte Rohbiogasmenge der Gesamtanlage darf 9.430.770 Nm3/a nicht 

überschreiten.

4.1.4. Es ist sicherzustellen, dass nur Stoffe als Einsatzstoffe angenommen und eingesetzt wer­

den, die für die Erzeugung von Biogas durch enzymatischen oder mikrobiologischen Abbau 

geeignet oder förderlich oder als typisch landwirtschaftliche Verunreinigung wie Erdanhaf-
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tungen oder Sand im Substrat unvermeidbar sind und die keine schädlichen Umwelteinwir­

kungen und sonstige Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen hervor- 

rufen.

4.1.5. Es sind ausschließlich Einsatzstoffe zulässig, die keine Abfälle im Sinne des § 3 Abs. 1 des 

Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrWG) darstellen.

Allgemeine Nebenbestimmunqen

4.1.6. Sollte betriebsbedingt mehr Biogas entstehen, als über die installierte Gasverbrauchsein­

richtung verbraucht bzw. in den Gasspeichern zwischengelagert werden kann, so ist das 

anfallende Biogas zunächst über die Notverbrauchseinrichtungen (Gasfackel) zu verbrau­

chen, Ein Ansprechen der Über- und Unterdrucksicherungen ist im Regelbetrieb zu vermei­

den. Ein Ansprechen der Über- und Unterdrucksicherungen ist im Betriebstagebuch zu ver­

merken. Nach Auslösen der Über- oder Unterdrucksicherungen müssen diese automatisch 

wieder in einen funktionsfähigen Zustand überführt werden. Dies ist im Betriebstagebuch zu 

dokumentieren.

4.1.7. Die gasdichte Abdeckung der Fermenter und der Gärrestspeicher ist mit einer zusätzlichen 

äußeren Umhüllung der Gasmembran auszuführen (Doppelmembran). Der Zwischenraum 

oder der Abluftstrom des Zwischenraums ist durch methansensitive Verfahren oder Mes­

sungen von explosiver Atmosphäre auf Leckagen zu überwachen. Die gemessenen Werte 

sind automatisch zu erfassen, aufzuzeichnen und im Hinblick auf die Entstehung von Un­

dichtigkeiten auszuwerten. Die Dokumentation ist fünf Jahre, ab dem Zeitpunkt der letzten 

Eintragung, aufzubewahren und der für den Immissionsschutz zuständigen Behörde auf 

Verlangen vorzulegen.

4.1.8. Für die Fermenter und die Gärrestspeicher ist der Gasfüllstand kontinuierlich zu überwachen 

und anzuzeigen. Die Behälter müssen zusätzlich mit automatischen Einrichtungen zur Er­

kennung und Meldung unzulässiger Gasfüllstände ausgerüstet sein. Zusätzliche Gasver­

brauchseinrichtungen sind so zu steuern, dass sie automatisch in Betrieb gesetzt werden, 

bevor Emissionen über Überdrucksicherungen entstehen. Das Ansprechen von Über- oder 

Unterdrucksicherungen muss Alarm auslösen und ist zu registrieren und zu dokumentieren. 

Die Dokumentation ist fünf Jahre, ab dem Zeitpunkt der letzten Eintragung, aufzubewahren 

und der für den Immissionsschutz zuständigen Behörde auf Verlangen vorzulegen.

4.1.9. Ist für Instandhaltungsarbeiten ein Öffnen der gasbeaufschlagten Anlagenteile erforderlich, 

ist die Emission von Biogas zu vermeiden oder, soweit dies nicht möglich ist, zu minimie­

ren.

4.1.10. Erzeugtes Biogas ist zu nutzen, soweit die Zusammensetzung nach dem Stand derTech- 

nik eine Verwertung ermöglicht. Ist dies wegen einer Abschaltung für geplante Instandhal­

tung oder einer Abregelung der Leistung der Gasverwertungseinrichtung nicht möglich, so 

ist das erzeugte Biogas in der Anlage zu speichern. Soweit Biogas wegen Abweichungen 

vom bestimmungsgemäßen Betrieb nicht verwertet werden kann und soweit eine Speiche­

rung nicht möglich ist, ist das Biogas durch die Notfackeln zu verbrennen

Anlaqensicherheit

4.1.11. Die Gesamtanlage ist vor Inbetriebnahme der wesentlichen geänderten Anlage einer sicher­

heitstechnischen Prüfung nach § 29a BImSchG zu unterziehen. Die Prüfung ist von einem 

von der zuständigen Behörde eines Landes bekanntgegebenen Sachverständigen durch­

führen zu lassen. Zu prüfen ist der ordnungsgemäße Einbau, die sichere Funktion und die 

Wirksamkeit aller sicherheitstechnisch bedeutsamen Anlagenteile. Die Prüfung hat gemäß
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der LAI-Arbeitshilfe für sicherheitstechnische Prüfungen an Biogasanlagen in Verbindung 

mit dem Anhang V der TRAS 120 „Sicherheitstechnische Anforderungen an Biogasanlagen“ 

zu erfolgen.

Insbesondere gilt es zu prüfen, ob die geänderte Anlage den Anforderungen zum Stand der 

Technik und zum Stand der Sicherheitstechnik gemäß der TRAS 120 genügt.

Der vom Betreiber zur Beauftragung vorgesehene Sachverständige und der detaillierte Prüf­

umfang sind mit der für die Störfallvorsorge zuständigen Behörde zwingend vor der vertrag­

lichen Bindung abzustimmen. Der Bearbeiter des vorliegenden Störfallkonzepts ist von der 

Beauftragung ausgenommen.

Werden Mängel festgestellt, ist durch den Sachverständigen festzulegen, welche Mängel 

vor Inbetriebnahme abgestellt werden müssen. Eine Wiederholungsprüfung ist nach Abstel­

lung der Mängel und vor der Inbetriebnahme durchzuführen.

Eine Inbetriebnahme bei Vorliegen von bedeutsamen Mängeln ist nicht zulässig. 

Bedeutsame Mängel liegen vor, wenn die technischen sowie organisatorischen Sicherheits­

vorkehrungen nicht ausreichen, um die Sicherheit der Anlage zu gewährleisten, unabhängig 

davon, ob bereits entsprechende Vorschriften vorliegen oder nicht.

Mindestinhalte der sicherheitstechnischen Prüfung sind insbesondere:

• Nachweis der Standsicherheit für die wesentlich geänderte Anlage

• Beurteilung des Konzeptes zur Verhinderung von Störfällen

• Beurteilung der Konstruktion und Auslegung der geänderten Anlage

• Beurteilung der Auslegung der Komponenten, z.B. Festigkeitsprüfungen von Rohrleitun­

gen, Dichtungsprüfung, Überdrucksicherung, Flammendurchschlagsicherung auch un­

ter Berücksichtigung der Beanspruchung bei einer Störung des bestimmungsgemäßen 

Betriebs sowie witterungsbedingter Einflüsse

• Beurteilung der gastechnischen, funktionalen sowie elektrischen Sicherheit

• Überprüfung der Errichtung von Anlagen oder Anlagenteilen in Konformität mit den An­

tragsunterlagen

• Beurteilung der Maßnahmen zur Eigenüberwachung und Instandhaltung der Anlage

• Prüfung des Brand- und Explosionsschutzes

• Prüfung von sicherheitstechnischen Einrichtungen und deren Funktion

• Prüfung der Anlagendokumentation und Betriebsorganisation (Betriebsanweisungen, 

Gefährdungsbeurteilung, Explosionsschutzdokument, Brandschutzkonzept, Feuerwehr­

pläne etc.)

4.1.12. Das Ergebnis der Prüfung, einschließlich der Bewertung von aufgetretenen Mängeln, ist der 

zuständigen Immissionsschutzbehörde mindestens 2 Wochen vor Inbetriebnahme vorzule­

gen.

4.1.13. Die sicherheitstechnische Prüfung gern. § 29a ist wiederkehrend alle 3 Jahre ab dem Zeit­

punkt der Inbetriebnahme der wesentlich geänderten Anlage unaufgefordert zu wiederholen 

und das Ergebnis der zuständigen Immissionsschutzbehörde spätestens nach zwei Wochen 

vorzulegen.

4.1.14. Die Anlage ist mit den erforderlichen sicherheitstechnischen Einrichtungen zu betreiben. Si­

cherheitstechnische Einrichtungen, einschließlich der zugehörigen Armaturen, müssen ge­

gen unbeabsichtigte Betätigung geschützt sein. Die Versorgung der sicherheitstechnischen 

Einrichtungen (einschl. zusätzlicher Gasverbrauchseinrichtungen) muss redundant erfolgen.
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Es muss ein Notstromkonzept gemäß TRAS 120 (Kap. 2.6.5.3) erstellt werden und auf der 

Anlage bis zur Inbetriebnahme vorliegen.

4.1.15. Die Gärbehälter und Membransysteme sind gemäß dem Stand der Technik und der Sicher­

heitstechnik entsprechend der TRAS 120 Kapitel 3.3 für Gärbehälter und Kapitel 3.5 für die 

Membransysteme auszuführen und zu betreiben.

4.1.16. Die Anlage ist entsprechend dem Stand der Technik und Sicherheitstechnik gern. TRAS 

120, Kapitel 3, zu errichten und zu betreiben.

4.1.17. Bis zur Inbetriebnahme sind Pläne zu erstellen, welche Maßnahmen bei Störungen der An­

lage regeln. Der Inhalt des Alarmplans, des Notfallplanes und des Notstromkonzepts hat 

den Anforderungen der TRAS 120, Kapitel 2.6.5, zu entsprechen.

4.1.18. Die Dichtheit aller gasbeaufschlagter Anlagenteile, einschließlich der Funktionsfähigkeit von

Absperrarmaturen, ist vor Inbetriebnahme und wiederkehrend alle 3 Jahre zu prüfen und zu 

bewerten. Bei konstruktiv auf Dauer technisch dichten Anlagenteilen kann die wiederkeh­

rende Dichtheitsprüfung nach 12 Jahren erfolgen. Die detaillierten Anforderungen an die 

Prüfung und den Prüfer sind der TA Luft Nr. 5.4.1.15 und der TRAS 120 Kapitel 2.6.4 zu 

entnehmen, \N.

4.1.19. Es ist ein Konzept zur Eigenüberwachung bis zur Inbetriebnahme der Anlage zu erstellen. 

Das Überwachungskonzept hat den Anforderungen der TRAS 120, Kapitel 2.6.3 und An­

hang V, zu entsprechen.

4.1.20. Das Personal der Anlage und auf der Anlage tätige Personen sind nachweislich zu schulen 

und zu unterweisen. Die Schulungen und Unterweisungen des Anlagenpersonals sind re­

gelmäßig durchzuführen. Die Anforderungen an die Fachkunde, Qualifikation, Schulung 

oder Unterweisung haben dem Anhang IV der TRAS 120 zu entsprechen.

4.2 Physikalische Umweltfaktoren

4.2.1 Die Anlage ist so zu errichten und zu betreiben, dass die angegebenen emissionsrelevanten 

Kapazitäten, Ausrüstungen und Betriebszeiten nicht erhöht bzw. verändert werden. Entspre­

chend dem Stand derTechnik sind gemäß Nr. 2.5. und 3.1 .b TA Lärm, Maschinen, Apparate 

und Einrichtungen mit geringer Lärmentwicklung zu installieren und einzusetzen.

4.2.2 Der Schallleistungspegel (LWA) der Stützluftgebläse für die Tragluftdächer auf den Fermen­

tern und den Gärrestspeichern darf einen Wert von je 89 dB(A) nicht überschreiten. Ent­

sprechend dem Stand der Technik darf das Betriebsgeräusch der Gebläse keine tonalen 

Auffälligkeiten im Frequenzspektrum aufweisen.

4.2.3 An- und Abtransporte, innerbetriebliche Transporte mit Radlader sowie die Verdichtung der 

Inputstoffe im Fahrsilo dürfen nur tags zwischen 06:00 und 22:00 Uhr erfolgen.

5 Bodenschutz

5.1 Werden bei Erdbauarbeiten kontaminierte Bodenbereiche aufgeschlossen, sind diese der 

unteren Bodenschutzbehörde zur Prüfung und Bewertung anzuzeigen.

5.2 Der bei der Baumaßnahme anfallende Boden ist in seinen Eigenschaften zu erhalten und 

zur Verbesserung und zum Erhalt der Bodenstruktur einschließlich der Bodenfunktionalität 

an anderer Stelle in den Oberboden (Mutterboden) einzusetzen. Der Mutterbodenabtrag ist 

auf das erforderliche Maß zu begrenzen.
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5.3 Nicht vermeidbarer Bodenaushub ist auf dem Grundstück zu belassen oder sinnvoll zu ver­

werten. Vor Einbau ortsfremder Materialien muss deren Schadensfreiheit nachgewiesen 

werden.

5.4 Die Versiegelungsflächen auf dem Standort sind auf ein Mindestmaß zu begrenzen. Versie­

gelungsflächen für die aus technologischen Gründen kein Erfordernis zur Vollversiegelung 

(Verkehrsflächen) gegeben ist, sind in wasserdurchlässiger Bauweise auszuführen,

6 Kreislaufwirtschaft

6.1 Die im Rahmen der Baumaßnahme anfallenden gefährlichen und nicht gefährlichen Abfälle 

sind getrennt zu sammeln und zu behandeln, vor Verunreinigungen zu schützen und einer 

ordnungsgemäßen Entsorgung in dafür zugelassenen Anlagen zuzuführen. Die Nachweis­

führung der Entsorgung richtet sich nach den rechtlichen Anforderungen der Nachweisver­

ordnung und Gewerbeabfallverordnung.

6.2 Die im Rahmen des Anlagenbetriebs anfallenden gefährlichen und nicht gefährlichen Abfälle 

sind getrennt zu sammeln und zu behandeln, vor Verunreinigungen zu schützen und einer 

ordnungsgemäßen Entsorgung in dafür zugelassenen Anlagen zuzuführen, sofern diese 

nicht im Rahmen der Rücknahme einer Wartungs- und Servicefirma überlassen werden kön­

nen. Die Nachweisführung der Entsorgung richtet sich nach den rechtlichen Anforderungen 

der Nachweisverordnung und Gewerbeabfallverordnung.

6.3 Die Dokumentation nach Gewerbeabfallverordnung (GewAbtV) ist der zuständigen Behörde 

auf Verlangen vorzulegen.

6.4 Grundsätzlich sind alle beim bestimmungsgemäßen Betrieb der Biogasanlage anfallenden 

Abfälle vorrangig zu verwerten.

7 Veterinärwesen

7.1 Der in der Biogasanlage eingesetzte Inputstoff Gülle darf nicht in andere Tierhaltungen ver­

bracht und dort gelagert werden.

8 Wasserrecht

8.1 Das zu errichtende Waschwasserbecken ist mit einer 3mm dicken Folie, welche als künstli­

che Dichtung fungiert, auszukleiden.

8.2 Die Schlammräumung hat so zu erfolgen, dass die Folie nicht beschädigt wird.

8.3 Ist das Becken der Sonnenstrahlung ausgesetzt, ist ein UV-beständiges Material zu verwen­

den.

9 Arbeitsschutz

9.1 Anlagen in explosionsgefährdeten Bereichen, die Geräte, Schutzsysteme oder Sicherheits- 

, Kontroll- oder Regelvorrichtungen sind oder beinhalten, sind überwachungsbedürftige An­

lagen. Die Biogasanlage darf nach wesentlicher Änderung nur in Betrieb genommen wer­

den, wenn die Anlage unter Berücksichtigung der vorgesehenen Betriebsweise durch eine 

befähigte Person oder eine zugelassene Überwachungsstelle auf ihren ordnungsgemäßen 

Zustand hinsichtlich der Montage, der Installation, den Aufstellungsbedingungen und der 

sicheren Funktion geprüft worden ist. Die Überprüfung aller Geräte, Schutzsysteme sowie 

Sicherheits-, Kontroll- und Regeleinrichtungen in explosionsgefährdeten Bereichen ist wie­

derkehrend mindestens alle 3 Jahre durchführen zu lassen.
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9.2 Es ist im Rahmen einer Gefährdungsbeurteilung vor Inbetriebnahme zu ermitteln, ob und 

welche Schutzmaßnahmen gegen die Gefahr des Versinkens bzw. Ertrinkens erforderlich 

sind.

9.3 Becken, in denen Ertrinkungsgefahr besteht, müssen in jedem für sich abgeschlossenen 

Beckenteil an günstigen Stellen mit fest eingebauten Notausstiegen ausgerüstet sein.

10 Betriebseinstellung

10.1 Beabsichtigt die Anlagenbetreiberin den Betrieb der genehmigungsbedürftigen Anlage ein­

zustellen, so hat sie dies unter Angabe des Zeitpunktes der Einstellung der für den Immis­

sionsschutz zuständigen Überwachungsbehörde unverzüglich, jedoch spätestens vier Wo­

chen, nachdem die unternehmerische Entscheidung hierzu getroffen wurde und bevor die 

Absicht durch erste Stilllegungsvorbereitungen nach außen hin erkennbar wird, anzuzeigen.

10.2 Die gemäß § 15 Abs. 3 BImSchG der Anzeige zur Betriebseinstellung beizufügenden Un­

terlagen müssen insbesondere Angaben über folgende Punkte enthalten:

• die weitere Verwendung der Anlage und des Betriebsgrundstücks (Verkauf, Abbruch, 

andere Nutzung, bloße Stilllegung usw.),

• bei einem Abbruch der Anlage der Verbleib der dabei anfallenden Materialien,

• bei einer bloßen Stilllegung die vorgesehenen Maßrtähmen zum Schutz vor den Folgen 

natürlicher Einwirkungen (Korrosion, Materialermüdung usw.) und vor dem Betreten 

des Anlagengeländes durch Unbefugte,

• die zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung voraussichtlich vorhandenen Einsatzstoffe 

und Erzeugnisse und deren Verbleib,

• durch den Betrieb möglicherweise verursachte Bodenverunreinigungen und die vorge­

sehenen Maßnahmen zu deren Beseitigung,

• die zum Zeitpunkt der Betriebseinstellung voraussichtlich vorhandenen Abfälle und de­

ren Entsorgung (Nachweis des Abnehmers) bzw. der Zuführung zur Verwertung, so­

weit dies möglich ist sowie

• bei einer Beseitigung der Abfälle die Begründung, warum eine Verwertung technisch 

nicht möglich oder zumutbar ist.

10.3 Vor der Betriebseinstellung der Anlage sind die Anlagenteile unter Beachtung rechtlicher 

Vorschriften vollständig zu entleeren und so zu behandeln, dass sie gefahrlos geöffnet und 

demontiert werden können

10.4 Im Falle einer Betriebseinstellung hat die Betreiberin sicherzustellen, dass alle Anlagenteile, 

die zur ordnungsgemäßen Betriebseinstellung und zur ordnungsgemäßen Verwertung oder 

schadlosen Beseitigung der noch vorhandenen Abfälle erforderlich sind, so lange weiterbe­

trieben werden, wie dies zur Erfüllung der Pflichten nach § 5 Abs. 3 BImSchG erforderlich 

ist (z. B, Energieanlagen, Einrichtungen zur Luftreinhaltung, Brandschutzeinrichtungen, Ab­

wasserbehandlungsanlagen).

10.5 Alle anderen Abfälle sind primär der Wiederverwertung und, soweit dies nicht möglich oder 

unverhältnismäßig ist, einer gemeinwohlverträglichen Beseitigung zuzuführen.

10.6 Im Falle einer Betriebseinstellung sind zur ordnungsgemäßen Erfüllung der Pflichten nach 

§ 5 Abs. 3 BImSchG sachkundige Arbeitnehmer zu beschäftigen.

10.7 Nach der Stilllegung ist das Betriebsgelände der Anlage so lange gegen unbefugten Zutritt 

zu sichern, bis von der Anlage und dem Betriebsgelände keine schädlichen Umwelteinwir­

kungen oder sonstigen Gefahren, erhebliche Nachteile oder erhebliche Belästigungen für 

die Allgemeinheit und die Nachbarschaft mehr hervorgerufen werden.
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IV Begründung

1 Antragsgegenstand

Mit dem Bescheid nach § 4 BImSchG durch den Landkreis Altmarkkreis Salzwedel vom 

30.05.2011 (Az.: N7032005), wurde die Errichtung und der Betrieb der Biogasanlage geneh­

migt.

Die Biogasanlage wurde weiterhin gemäß § 16 BImSchG durch die Genehmigungen des 

Landesverwaltungsamtes

• vom 05.12.2013 (Az.: 402.3.1-44008/13/21)

• vom 29.06.2015 (Az.: 402.2.7-44008/14/76)

wesentlich geändert.

Die BioEnergie Beetzendorf GmbH beabsichtigt am Standort Beetzendorf mit der Erneue­

rung der Gaslagerdächer aller Fermenter und Gärrestspeicher, der Anpassung der Input­

stoffe sowie der Errichtung und den Betrieb einer Lagune zur Lagerung von Rübenwasch­

wasser die Biogasanlage wesentlich zu ändern und zu betreiben.

Sie hat dazu am 21.07.2022 (Posteingang 28,07.2022) die immissionsschutzrechtliche Ge­

nehmigung nach § 16 BImSchG beantragt.

Antragsgemäß soll durch den Wechsel der Gaslagerdächer sich die Gaslagermenge von 

10,82 t auf 32,23 t erhöhen, der Einsatz von Inputstoffen für die Gesamtanlage von 183 t/d 

auf 153,5 t/d reduziert werden sowie eine Lagune zur Lagerung von Rübenwaschwasser mit 

einer Größe von 510 m3 errichtet und betrieben werden.

2 Genehmigungsverfahren

Die Verordnung über genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) regelt die Zuordnung 

von genehmigungsbedürftigen Anlagen nach den Verfahrensarten.

Die Biogasanlage ist im Anhang 1 der 4. BImSchV unter den Nummern 1.2.2.2 (V), 1.16 (V),

8.6.3.1 (G/E), 9.1.1.2 (V) und 9.36 (V) als genehmigungsbedürftige Anlage genannt. Nach § 

2 Abs. 1 Nr. 1 a) der 4. BImSchV ist für Anlagen, die in Spalte c des Anhangs 1 mit dem 

Buchstaben G gekennzeichnet sind, ein Genehmigungsverfahren nach § 10 BImSchG 

durchzuführen. Weiterhin handelt es sich durch die Kennzeichnung mit dem Buchstaben E 

in Spalte d des Anhangs 1 der 4, BImSchV um eine Anlage gemäß Art. 10 der Richtlinie 

2010/75/EU (lE-Richtlinie).

Zuständige Genehmigungsbehörde zum Zeitpunkt der Antragstellung ist infolge der Verord­

nung über die Regelung von Zuständigkeiten im Immissions-, Gewerbe- und Arbeitsschutz­

recht sowie in anderen Rechtsgebieten (Immi-ZustVO) das Landesverwaltungsamt.

Das Genehmigungsverfahren wurde gemäß § 10 BImSchG i. V. mit der der Verordnung über 

das Genehmigungsverfahren (9. BImSchV) durchgeführt.

Gemäß § 11 der 9. BImSchV erfolgte die Einbeziehung der Behörden, deren Aufgabenbe­

reich von dem Vorhaben berührt wird. So wurden im Genehmigungsverfahren folgende Be­

hörden beteiligt:

• das Landesverwaltungsamt Sachsen-Anhalt:

- Referat Abfallwirtschaft,

- Referat Immissionsschutz, Chemikaliensicherheit, Gentechnik, Umweltverträg­

lichkeitsprüfung,
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- Referat Naturschutz,

- Referat Veterinärangelegenheiten

• das Landesamt für Verbraucherschutz des Landes Sachsen-Anhalt, Gewerbeaufsicht 

Regionalbereich Nord/Mitte (Dezernat 52)

• das Amt für Landwirtschaft, Flurneuordnung und Forsten Altmark

• der Landkreis Altmarkkreis-Salzwedel

• die Verbandsgemeinde Beetzendorf-Diesdorf

2.1 Öffentlichkeitsbeteiligung

Entsprechend der Führung des Verfahrens nach § 10 BImSchG i. V. mit der 9. BImSchV ist 

im Verfahren die Öffentlichkeit zu beteiligen.

Das Vorhaben wurde gern. § 10 Abs. 3 und 4 BImSchG und § 8 Abs. 1 der 9. BImSchV 

öffentlich bekannt gemacht. Die Veröffentlichung erfolgte am 15.02.2024 im Amtsblatt für 

das Landesverwaltungsamt (Ausgabe 02/2024) sowie am 15.02.2024 in der Voiksstimme, 

Lokalausgabe Klötzer Rundschau/Jeetze Kurier.

Der Antrag und die Antragsunterlagen lagen gern. § 10 der 9. BImSchV in der Zeit vom 

23.02.2024 bis einschließlich 22.03.2024 in der Verbandsgemeinde Beetzendorf-Diesdorf 

(Sachbereich Bauamt) in Beetzendorf und im Landesverwaltungsamt aus.

Während der Einwendungsfrist vom 23.02.2024 bis einschließlich 22.04.2024 wurden beim 

Landesverwaltungsamt keine Einwendungen gegen das beantragte Vorhaben erhoben.

Da gegen das Vorhaben keine Einwendungen erhoben wurden, konnte gemäß § 16 Abs. 1 

Nr. 1 der 9. BImSchV der für den 23.05.2024 vorgesehene Erörterungstermin entfallen. Die 

Veröffentlichung dieser Entscheidung erfolgte am 17.05.2024 in der Volksstimme, Lokalaus­

gabe Klötzer Rundschau/Jeetze Kurier und im Amtsblatt für das Landesverwaltungsamt 

Ausgabe vom 17.05.2024.

2.2 UVP-Vorprüfung

Im Ergebnis der Vorprüfung gemäß § 9 Abs, 2 Satz 1 Nr. 2 i. V. m. § 7 Abs. 1 des Gesetzes 

über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) wurde festgestellt, dass das Vorhaben nicht 

UVP-pflichtig ist.

Die BFIKW-Anlage (Feuerungswärmeleistung 3,589 MW) ist in die Nr. 1.2.2.2 Anlage 1 

UVPG einzustufen. Danach ist für die Änderung dieses Anlagenteils eine standortbezogene 

Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen.

Der Anlagenteil der Biogasanlage zur Aufbereitung von Biogas ist aufgrund einer Einsatz­

menge an Biogas (Rohgas) von ca. 5,2 Mio. Nm3 / Jahr in die Nr. 1.11.2.1 Anlage 1 UVPG 

einzuordnen, so dass für die Änderung dieses Anlagenteils eine allgemeine Vorprüfung nach 

§ 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG durchzuführen ist.

Durch die in der Biogasanlage gelagerte Menge an Biogas von insgesamt ca. 32,23 t ist 

dieser Anlagenteil in die Nr. 9.1,1.2 Anlage 1 UVPG einzuordnen. Dadurch ist für die Ände­

rung dieses Anlagenteils eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 UVPG i. 

V. m. § 7 Abs. 1 UVPG durchzuführen.

Unter dem Gesichtspunkt, dass die allgemeine Vorprüfung nach UVPG unter Bezug auf Kri­

terien der Anlage 3 UVPG, im Vergleich zur standortbezogenen Vorprüfung die umfangrei­

cher ist, wurde für das Gesamtänderungsvorhaben „Biogasanlage “ einschließlich BHKW-

s
SACHSEN-ANHALT

Seite 15 von 48



Landesverwaltungsamt
402.2.6-44008/22/23

»s
SACHSEN-ANHALT

Anlage, Biogaslagerung und Gasaufbereitung eine allgemeine Vorprüfung nach § 9 Abs. 2 

Satz 1 Nr. 2 UVPG i. V. m. § 7 Abs. 1 UVPG durchgeführt.

1. Überschlägige Beschreibung der relevanten Merkmale des Vorhabens

Die BioEnergie Beetzendorf GmbH betreibt in der Gemarkung Beetzendorf eine Biogasan­

lage mit einer BHKW-Anlage mit einer Gesamtfeuerungswärmeleistung von 3,59 MW und 

einer Gasaufbereitungsanlage mit einem Rohgasdurchsatz von bis zu 5.165.401 m3/a.

Beschreibung der Änderungen gegenüber der genehmigten Anlage

• Wechsel der Behälterdächer

Antragsgemäß werden an der Biogasanlage Beetzendorf die Behälterdächer der Fermenter 

und Gärrestspeicher (Gaslagerdächer) zu wechseln. Gemäß der TRAS 120 sind zukünftig 

nur noch doppelschalige Tragluftdächer zulässig. Ein baugleicher Dachwechsel ist somit 

nicht möglich. Durch das Vorhaben erhöht sich die Lagermenge an Biogas von 10,82 t auf 

32,23 t.

• Errichtung einer Lagune für Rübenwaschwasser

Im Nahbereich des Rübenmusbeckens und der Aufstellfläche für die Rübenwaschanlage 

und Rübenhäckselanlage soll die Neuerrichtung eines Auffangbeckens für das Wasser aus 

der Rübenwäsche erfolgen und damit ein provisorisch eingerichtetes Becken ersetzt wer­

den. Das Becken wird ein Lagervolumen von ca. 510 m3 besitzen.

• Anpassung der Inputstoffe

Je nach Verfügbarkeit und Qualität der Stoffe sowie der rechtlichen Grenzen, sollen die ein­

gesetzten Stoffmengen jährlich variiert werden können. Limitierende Faktoren sind hierbei 

die zwingende Einhaltung einer maximalen Gesamtinputmenge von ca. 150 - 155 t/Tag für 

die gesamte Biogasanlage, sowie die durch die verpflichtende Düngebedarfsermittlung jähr­

lich festgelegte Obergrenze hinsichtlich Stickstoff und Phosphor zur Ausbringung. In der Bi­

ogasanlage sollen weiterhin Rinder- und Schweinegülle, Hühnertrockenkot, Mais- und Ganz­

pflanzensilage, Grassilage, Zuckerrübenmus und Getreidekorn eingesetzt werden können. 

Durch die Errichtung der Lagune für Rübenwaschwasser werden am Standort der Biogas­

anlage ca. 700 m2 Boden zusätzlich versiegelt.

2. Beschreibung der relevanten Merkmale des Standortes und der Ausgangslage

Der Anlagenstandort befindet sich am südöstlichen Randgebiet von Beetzendorf. Der Ab­

stand zur nächsten Wohnbebauung (Karl-Marx-Straße) in Richtung Norden beträgt ca. 400 

m.

Die Abstände der Anlage zu nächsten Schutzgebieten (Schutzgebiete nach BNatSchG, 
Wasserschutzgebiete, Überschwemmungsgebiete) sind in folgender Tabelle aufgeführt.

Bezeichnung Lage Abstand zu Anlage

FFH-Gebiet4 „Tangelnscher Bach und Bruchwälder“ 

beinhaltet Naturschutzgebiet „Beetzendorfer Bruch­

wald und Tangelnscher Bach“

westlich ca. 260 m

FFH-Gebiet 5 „Jeetze südlich Beetzendorf“ östlich ca. 300 m

Überschwemmungsgebiet HQ 100 „Tangelnscher

Bach“

westlich ca. 380 m
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VI Rechtsbehelfsbelehrung

Gegen diesen Bescheid kann innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe Klage bei dem Verwal- 

tungsgericht Magdeburg (Breiter Weg 203 - 206, 39104 Magdeburg) erhoben werden.

im Auftrag

Kovacs
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ANLAGE 1 Antragsunterlagen

Antragsunterlagen zum Antrag der Bioenergie Beetzendorf GmbH vom 21.07.2022 (Posteingang 

im LVwA am 28.07.2022) nach § 16 BImSchG zur wesentlichen Änderung der Biogasanlage hier: 

Wechsel der Behälterdächer (Fermenter, Gärrestlager); Errichtung eines Waschwasserbeckens; 

Änderung der Inputstoffe nach §16 Abs. 1 BImSchG am Standort Beetzendorf.

Kapitel Bezeichnung der Antragsunterlagen Anzahl der 
Blätter

0. Verzeichnis der Antragsunterlagen Formular 0

1. Antrag / Allgemeine Angaben

Antragsformular Formular 1 5

Wesentliche Änderung Formular 1a 1

Teilgenehmigung Formular 1b entfällt

Zulassung des vorzeitigen Beginns Formular 1c entfällt

Vorbescheid Formular 1d entfällt
f \\

Ergänzungen zum Antrag entfällt
------------ 1
Kurzbeschreibung 6

Beschreibung des Standortes und der Umgebung 1

Übersichtsplan (Amtliche topografische Karte) 1

Katasterplan (Flurkarte) 1

Bebauungsplan 19

Vollmacht/Kostenübernahme/Rückbauverpflichtung 3

Auszug Handelsregister 1

2. Angaben zur Anlage und zum Anlagenbetrieb

Anlagenteile/ Nebeneinrichtungen Formular 2.1 1

Betriebseinheiten Formular 2.2 7

Ausrüstungsdaten Formular 2.3 3

Anlageneschreibung 2

Maschinenaufstellungsplan/Lageplan 1

Verfahrensbeschreibung 3

Schematische Darstellung (Fließbilder) 1

3. Stoffe / Stoffdaten/ Stoffmengen

Gehandhabte Stoffe 5

Gehandhabte Stoffe Formular 3.1a 4

Stoffliste, Lageranlagen Formular 3.1b 2

Stoffidentifikation Formular 3,2 1

Physikalische Stoffdaten Formular 3.3 1

Sicherheitstechnische Stoffdaten Formular 3.4 1

Stoffbilanz 2

Sicherheitsdatenblätter 29
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ANLAGE 3 Merkblatt Bodenfunde

Altmarkkreis Salzwedel 
untere Denkmalschutzbehörde

Merkblatt Bodenfunde

zum Bauvorhaben: § 16 BlmschG Wesentliche Änderung der Biogasanlage Beetzendorf durch 
Wechsel der Behälterdächer von Fermenter und Gärrestspeicher sowie Errichtung einer Lagune

Bodenfunde, die Anlass zu der Annahme geben, dass sie Kulturdenkmale sind, sind anzeigepflich­
tig. Die Anzeige nimmt der Altmarkkreis Salzwedel als untere Denkmalschutzbehörde entgegen.

□ Die Kontaktaufnahme mit dem Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie Sachsen- 
Anhalt (LDA) ist erfolgt.

Nachstehend ein Auszug aus dem Denkmalschutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt:

§ 9 Abs. 3 (Erhaltu

Wer bei Arbeiten o ^nahmen in der Erde oder im Wasser Sachen oder Spuren
von Sachen findet, oei aenen Anlass zu der Annahme gegeben ist, dass sie Kulturdenkmale sind 
(archäologische und bauarchäologische Bodenfunde), hat diese zu erhalten und der zuständigen 
unteren Denkmalschutzbehörde anzuzeigen. Der Bodenfund und die Fundstelle sind bis zum Ablauf 
von einer Woche nach der Anzeige unverändert zu lassen und vor Gefahren für die Erhaltung der 
Bodenfunde zu schützen. Das Denkmalfachamt und von ihm Beauftragte sind berechtigt, die Fund­
stelle nach archäologischen Befunden zu untersuchen und Bodenfunde zu bergen.

§ 9 Abs. 5 (Grabungsschutzgebiete)

Die Denkmalschutzbehörde kann durch Anordnung abgegrenzte Flächen, in denen archäologische 
Kulturdenkmale vorhanden sind oder begründete Anhaltspunkte für ihr Vorhandensein existieren, 
befristet zu Grabungsschutzgebieten erklären,

§ 9 Abs. 6 (Duldung gefahren abwendender Maßnahmen)

Kommen Eigentümer, Besitzer und andere Verfügungsberechtigte ihren Verpflichtungen nach die­
sem Gesetz nicht nach, können die unteren Denkmalschutzbehörden gefahren abwendende Maß­
nahmen anordnen oder selbst durchführen. Die Eigentümer, Besitzer und Verfügungsberechtigten 
sind zur Duldung solcher Maßnahmen verpflichtet.

§ 22 (Ordnungswidrigkeiten)

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 9 Abs. 3 Satz 1 einen Bodenfund nicht anzeigt und die Fundstelle bis zum Ablauf 
einer Woche nicht im unveränderten Zustand belässt;
2. entgegen § 9 Abs, 6 Satz 2 Maßnahmen der Denkmalschutzbehörden und des Denkmalfacham­
tes zur Abwendung einer Gefahr für den Bestand des Denkmals nicht duldet;..............

(2) Ordnungswidrigkeiten können mit einer Geldbuße bis zu 500.000 Euro geahndet werden.

Ort............................ Datum..............................Unterschrift Bauherr

in Beetzendorf, Az: Y7031007

Anschrift: Untere Denkmalschutzbehörde
Karl-Marx-Straße 32 
29410 Salzwedel

Telefon:
Fax:

03901 840-406 
03901 840-413
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ANLAGE 4 Rechtsquellen

AbfZustVO

ArbSchG

ArbSch-ZustVO

ArbStättV

ArbMedW

AbwV

AVV

AwSV

ASRA2.1

BauGB

BauO LSA

BaustellV

Zuständigkeitsverordnung für das Abfallrecht (AbfZustVO) vom 06. März 
2013 (GVBI. LSA S. 107), letzte Änderung vom 19. Juni 2017 (GVBI. LSA

S. 105)

Arbeitsschutzgesetz vom 7. August 1996 (BGBl, I S. 1246), zuletzt 
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 31. Mai 2023 (BGBl. 2023 I 

Nr. 140)

Zuständigkeitsverordnung für das Arbeitsschutz- und 
Produktsicherheitsrecht des Landes Sachsen-Anhalt (ArbSch-ZustVO) 
vom 02. Juli 2009 (GVBI. LSA S. 346), zuletzt geändert durch § 1 der 
Verordnung vom 28. Januar 2021 (GVBI. LSA S. 32)

Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) vom 12. August 2004 (BGBl. I S. 

2179), die zuletzt durch Artikel 4 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 
(BGBl. I S. 3334) geändert worden ist

Verordnung zur arbeitsmedizinisqhQn Vorsorge (ArbMedW) vom 18. 

Dezember 2008 (BGBl. I S. 2768), zuletzt geändert durch Artikel 1 der 
Verordnung vom 12. Juli 2019 (BGBl. I S. 1082)

Verordnung über Anforderungen an das Einleiten von Abwasser in 
Gewässer (Abwasserverordnung - AbwV) vom 17, Juni 2004 (BGBl. I S. 
1108, 2625), die zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 20. 
Januar 2022 (BGBl. I S. 87)

Verordnung über das Europäische Abfallverzeichnis (Abfallverzeichnis- 
Verordnung-AW) vom 10. Dezember 2001 (BGBl. I S. 3379), die zuletzt 
geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 30. Juni 2020 (BGBl. I S. 

1533)

Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden 
Stoffen (AwSV) vom 18. April 2017 (BGBl. I S. 905), zuletzt geänder 
durch Artikel 256 der Verordnung vom 19, Juni 2020 (BGBl. I S. 1328)

Technische Regel für Arbeitsstätten, Schutz vor Absturz und 

herabfallenden Gegenständen, Betreten von Gefahrenbereichen

Baugesetzbuch (BauGB) in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. 
November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I Nr. 221) geändert worden ist

Bauordnung des Landes Sachsen-Anhalt (BauO LSA) vom 10. 

September 2013 (GVBI. LSA S. 440-441), zuletzt geändert durch Artikel 
1 des Gesetzes vom 21.März 2023 (GVBI. LSA S. 178)

Verordnung über Sicherheit und Gesundheitsschutz auf Baustellen 

(Baustellenverordnung - BaustellV) vom 10, Juni 1998 (BGBl. I S. 1283), 
zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 19. Dezember 
20222 (BGBl. S. 2023 | Nr. 1)
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